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B e r i c h t

Der Ausschuss für Finanzen hat den Einzelplan 06 – Ministerium für Finanzen 
des Staatshaushaltsplans für das Haushaltsjahr 2022 in seiner 10. Sitzung am  
2. Dezember 2021 beraten. 

In die Beratung einbezogen wurde auch die Mitteilung des Ministeriums für Fi-
nanzen vom 10. November 2021 betr. Beschäftigungsbedingungen, Bezüge, Do-
tationen und Ausstattung der vom Land Baden-Württemberg aufgrund außertarif-
licher Sonderverträge Beschäftigten – Drucksache 17/1003, soweit sie den Einzel-
plan 06 berührt. 

Die zu dieser Einzelplanberatung schriftlich eingebrachten Änderungsanträge 
06/1 bis 06/8 sind diesem Bericht beigefügt (siehe Anlagen). 

Der Berichterstatter führt aus, dass der Einzelplan 06 mit insgesamt 18 839 Stel-
len im Jahr 2022 – ohne Landesbetriebe – ganz überwiegend ein Verwaltungsaus-
halt ohne landespolitische Programme sei. Er weise Ausgaben in Höhe von rund  
1 883 Millionen € im Jahr 2022 aus, während es 2021 1 780 Millionen € gewesen 
seien. Dies entspreche in etwa 3,4 % der Ausgaben des gesamten Landeshaus-
halts. Hier handle es sich also eigentlich um einen kleinen Haushalt. Dennoch  
sei es ein wichtiger Haushalt. Von 2021 auf 2022 stiegen die Ausgaben um rund 
5,8 %. 

Die Einnahmen im Einzelplan 06 seien vorwiegend Verwaltungseinnahmen. Ins-
gesamt beliefen sich die Einnahmen auf rund 296 Millionen € im Jahr 2022. 2021 
seien es 290 Millionen € gewesen.

Ein Aufgabenschwerpunkt des Einzelplans 06 sei weiterhin die Steuerverwaltung 
mit insgesamt 16 790 Personalstellen im Jahr 2022 – einschließlich 2 555 Stellen 
für Anwärterinnen und Anwärter – bei der Oberfinanzdirektion Karlsruhe, den 
65 Finanzämtern, der Landesoberkasse Baden-Württemberg sowie den Bildungs-
zentren Schwäbisch Gmünd und Freiburg. 2021 seien es 16 677 Personalstellen 
gewesen.

Nicht erst seit Beginn der Coronapandemie würden Arbeits- und Verwaltungs-
prozesse im Ressortbereich des Finanzministeriums zunehmend digital. Die Pan-
demie habe aber nochmals aufgezeigt, wie wichtig eine funktionierende digitale 
Verwaltung sei. In Zeiten der Pandemie habe durch den schnellen Ausbau vie-
ler mobiler Arbeitsplätze über alle Verwaltungsebenen hinweg – bis hin zu den  
65 Finanzämtern – ein reibungsloser Betrieb der Einnahmeverwaltung gesichert 
werden können. Dafür gebühre allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern ein herz-
licher Dank.

Zur Verstetigung und Betreuung dieser effizienten Strukturen würden 2022 im 
Landeszentrum für Datenverarbeitung 15 neue Stellen geschaffen. Zudem seien 
Mittel zur Finanzierung dieser Strukturen in Höhe von 2,2 Millionen € notwendig.

Für das Projekt KONSENS, die Vereinheitlichung und Modernisierung der in den 
Ländern eingesetzten IT des Besteuerungsverfahrens, habe die Finanzministerkon-
ferenz der Länder im Jahr 2019 eine jährliche Budgeterhöhung um 5 % beschlossen. 
Daraus resultierend müssten für 2022 Mehrausgaben von 1,7 Millionen € finanziert 
werden. In den kommenden Jahren sei mit weiteren Mehrbedarfen zu rechnen, 
was sicherlich auch ein wichtiges Thema bilde.

Weil es sich bei den in der Steuerverwaltung zu verarbeitenden Daten um einen 
hochsensiblen und daher stets schützenswerten Bereich handle, werde seit 2019 
im Landeszentrum für Datenverarbeitung das Sicherheitszentrum IT in der Fi-
nanzverwaltung Baden-Württemberg betrieben. Hier würden Sicherheitskonzepte 
erstellt. Ein Warn- und Informationsdienst sei etabliert worden, und die Systeme, 
Endgeräte, Datenflüsse und Zugriffe würden rund um die Uhr überwacht.
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Für folgende weiter wichtige Projekte im Bereich der IT könnten Mittel im Jahr 
2022 bereitgestellt werden: 1,8 Millionen € für das Landesamt für Besoldung und 
Versorgung zur Einführung eines elektronischen Zeichnungsrechts, einer Bei-
hilfedirektabrechnung und einer rechtssicheren elektronischen Bescheidbekannt-
gabe; 350 000 € für ein landesweites elektronisches Liquiditätsmanagement und 
2,4 Millionen € für die Bekämpfung von Steuerbetrug. Auch dieser letzte Punkt 
sei sicherlich ein sehr wichtiges Thema.

Die Umsetzung der Grundsteuerreform erfolge über Bund-Länder-Kooperationen 
und speziell für Baden-Württemberg mit einem eigenständigen Landesprojekt, 
das sich sowohl um fachliche und organisatorische Fragestellungen als auch um 
die Umsetzung eines IT-Verfahrens kümmere. Neue Aufgaben erforderten hier 
auch neues Personal. Deshalb seien bereits im Jahr 2021 150 zusätzliche Stellen 
in der Steuerverwaltung vorgesehen gewesen. Mit dem aktuellen Haushalt wür-
den weitere 175 Stellen, aufbauend bis spätestens Ende 2027, geschaffen.

Im vorliegenden Haushaltsentwurf würden rund 340 Stellenhebungen vorgenom-
men. Diese würden insbesondere vorgenommen zur Steigerung der Attraktivität 
der Finanzverwaltung als Arbeitgeber und auch, um in Konkurrenz mit der Wirt-
schaft gut qualifiziertes Personal gewinnen und halten zu können. Er könne dies 
als Berichterstatter und Mitglied des Finanzausschusses nur unterstützen.

Die Vermögens- und Hochbauverwaltung konzentriere sich weiterhin auf die Sa-
nierung und Modernisierung in Verbindung mit einer energetischen Optimierung 
des landeseigenen Gebäudebestands. Das Bauvolumen des Landesbetriebs Ver-
mögen und Bau liege wieder bei rund 1 Milliarde €. Um dieses Niveau weiterhin 
abwickeln zu können, würden im Entwurf des Staatshaushaltsplans 121 befriste-
te Beschäftigungsmöglichkeiten durch Wegfall der k.w.-Vermerke verstetigt. Es 
würden dauerhaft Perspektiven für Beschäftigte geschaffen, und somit werde auch 
für eine bessere Planbarkeit innerhalb des Landesbetriebs gesorgt. Aber auch hier 
gelte, dass man auf k.w.-Stellen kein Personal gewinne. Deshalb sei es ein wichti-
ger Schritt, die k.w.-Stellen abzuschaffen, um überhaupt Personal zu bekommen.

Um die Digitalisierung weiter voranzutreiben, hätten außerdem weitere personelle 
Verbesserungen erreicht werden können. Dies sei beispielsweise beim Unterhalt 
der BOS-Funkanlagen der Fall. Hier würden zwei Stellen verstetigt und werde die 
bereits begonnene LAN-Ertüchtigung mit insgesamt 13 neuen Stellen – befristet 
bis zum 1. Januar 2033 – unterstützt.

Ein weiteres wichtiges und zukunftweisendes Themenfeld sei das technische Ge-
bäudemanagement. Hier solle u. a. das 2020 beschlossene Energie- und Klima-
schutzkonzept mit dem Schwerpunkt Energiemanagement und Energiecontrolling 
umgesetzt werden. In einem ersten Schritt seien in den vorliegenden Haushalts-
entwurf drei neue Stellen aufgenommen worden. Mit dem dazu vorliegenden Än-
derungsantrag der Regierungsfraktionen würden weitere neun Stellen für diesen 
Bereich beantragt.

Der Landesbetrieb Bundesbau erhalte 15 neue Stellen, die zur Sicherstellung der 
Aufgabenwahrnehmung gegenüber dem Bund benötigt würden. Diese Stellen 
würden vollständig vom Bund finanziert. Auch die verschiedenen Stellenhebun-
gen trügen zur Sicherstellung und zur Attraktivität im Bundesbau bei. Gegen-
wärtig würden in Baden-Württemberg rund 9 600 bundeseigene Gebäude baulich 
betreut und jährlich ca. 900 Baumaßnahmen durchgeführt.

Im Bereich der Wilhelma könne auch mit dem vorliegenden Haushaltsentwurf ein 
wichtiger Schritt beim Abbau des Sanierungsstaus und zur Aufrechterhaltung der 
Attraktivität der Wilhelma gemacht werden. So würden u. a. Mittel für die elekt-
rotechnischen Anlagen des Aquariums, den Abwasserkanal in den Neckar und für 
die Leitungstrasse zum Pumpsee in den Rosensteinpark zur Verfügung gestellt.

Sodann geht der Berichterstatter noch auf die wichtigsten Einnahme- und Ausga-
benpositionen ein. Rund 202 Millionen € der Einnahmen im Einzelplan entfielen 
auf die Steuerverwaltung. Mit rund 68 % mache dies den bedeutendsten Teil 
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der Einnahmen im Einzelplan 06 aus. Die größten Einnahmepositionen seien die 
Einnahmen aus steuerlichen Nebenleistungen wie z. B. aus Säumnis- und Verspä-
tungszuschlägen mit rund 93 Millionen € sowie der Verwaltungskostenvergütung 
für die Verwaltung der Kirchensteuer mit rund 65 Millionen €.

Weitere Einnahmen seien unter dem Kapitel 0620 – Betriebe und Beteiligungen – 
veranschlagt. Die Einnahmen von rund 50 Millionen € teilten sich überwiegend in 
Ausschüttungen der LBBW in Höhe von 36 Millionen € jährlich und in Garantie-
gebühren in Höhe von rund 14 Millionen € jährlich auf.

Was die Ausgaben betreffe, so entfielen vom gesamten Ausgabenvolumen des 
Einzelplans 06 rund 1,34 Milliarden € auf das Personal. Dies entspreche einem 
Personalkostenanteil von etwa 71 % an den Gesamtausgaben des Einzelplans. Die 
Steuerverwaltung mache mit rund 761 Millionen € – dies seien knapp 57 % – den 
größten Anteil an den Personalkosten aus.

Zu den Personalkosten der Hauptgruppe 4 komme noch der Personalaufwand von 
diversen Landesbetrieben des Einzelplans 06 hinzu. Dies seien im Einzelnen der 
Landesbetrieb Vermögen und Bau, das Landeszentrum für Datenverarbeitung, die 
Wilhelma, die Staatlichen Münzen und das Staatsweingut Meersburg. Insgesamt 
seien bei diesen Landesbetrieben 4 492 Stellen ausgebracht.

Neben den Personalausgaben stellten die Sachausgaben einen weiteren Ausga-
benschwerpunkt dar. Die Sachausgaben im Einzelplan 06 teilten sich auf in Zu-
weisungen und Zuschüsse in Höhe von rund 365 Millionen €, die sächlichen Ver-
waltungsausgaben mit rund 156 Millionen € sowie die Investitionsausgaben mit 
rund 19,4 Millionen €. Insgesamt machten die Sachausgaben im Einzelplan 06 
rund 541 Millionen € aus. Dies entspreche einem Anteil von 29 % an den Ge-
samtausgaben.

Den größten Anteil an den Sachausgaben nähmen die Zuschüsse an die Landesbe-
triebe mit rund 288 Millionen € ein. Hier seien keine coronabedingten Ausgaben 
vorgesehen. Insgesamt entspreche dies 53 % der gesamten Sachausgaben.

In der Gesamtbetrachtung sei der Einzelplan 06, gemessen an dem gesamten Aus-
gabenvolumen, zwar relativ klein, jedoch stelle dieser Einzelplan insbesondere 
durch die Steuerverwaltung sicher, dass die Steuereinnahmen flössen und somit 
auch die notwendigen Ausgaben in Baden-Württemberg geleistet werden könn-
ten. Des Weiteren werde durch Vermögen und Bau der Abbau des Sanierungs-
staus vorangetrieben.

(Redaktioneller Hinweis: Der Vorsitzende fragt im Folgenden 
bei jedem Aufruf nach Wortmeldungen. Dies wird angesichts der 
Vielzahl der Aufrufe nicht explizit im Protokoll wiedergegeben. 
Soweit also nach einem Aufruf keine Ausführungen zur Sache ver-
merkt sind, ist der Ausschuss ohne Wortmeldungen direkt in die 
Beschlussfassung eingetreten.)

Der Ausschuss nimmt von der Mitteilung Drucksache 17/1003, so-
weit diese den Einzelplan 06 betrifft, ohne Widerspruch Kenntnis.

Ferner nimmt der Ausschuss vom Vorwort sowie von den produkt-
orientierten Informationen ohne Widerspruch Kenntnis.
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Kapitel 0601

Ministerium

Der Vorsitzende ruft die Änderungsanträge 06/2 und 06/4 mit zur Beratung auf.

Ein Abgeordneter der Fraktion der FDP/DVP verweist auf die schriftliche Be-
gründung des Änderungsantrags 06/2 seiner Fraktion und erklärt, die angespannte 
Finanzlage verlange auch im Personalbereich Sparanstrengungen.

Ein Abgeordneter der Fraktion der SPD führt aus, seine Fraktion könne das im 
Haushaltsentwurf ausgewiesene Mehr an Stellen und die Hebungen ein Stück 
weit nachvollziehen. Insbesondere in der Steuerverwaltung werde zur Bewälti-
gung der vielfältigen Aufgaben mehr Personal benötigt. Deshalb habe die SPD 
auch den Änderungsantrag 06/1 in die Haushaltsberatungen eingebracht. Sollte 
dieser Antrag heute jedoch keine Mehrheit finden, bitte er die Regierungsfrak-
tionen schon jetzt, ihn sich bei den nächsten Beratungen zum Doppelhaushalt 
2023/2024 zu eigen zu machen. Einem solchen Antrag der Regierungsfraktionen 
werde die SPD dann gern zustimmen.

Ein Abgeordneter der Fraktion der CDU betont, sämtliche Anträge der Opposi-
tion würden sehr genau geprüft. Den Änderungsanträgen 06/1 und 06/2 könnten 
die Regierungsfraktionen jedoch nicht zustimmen, weil beide Anträge von fal-
schen Voraussetzungen ausgingen. Es könnten noch mehr Stellen gefordert wer-
den, aber Realität sei leider, dass sich dafür kein Personal finden lasse. Deshalb 
habe sich die Arbeitsgruppe „Attraktivitätssteigerung im öffentlichen Dienst“ in 
der CDU-Fraktion mit diesem Thema intensiv befasst. Eine attraktive Finanz- und 
Steuerverwaltung – auch Bauverwaltung – könne nur dann erreicht werden, wenn 
das Instrument der Stellenhebungen möglichst ausgereizt werde, um am Markt 
– z. B. im Wettbewerb mit den Steuerberatungskanzleien – konkurrenzfähig zu 
sein. Mit Forderungen, immer mehr neue Stellen zu schaffen, werde nicht mehr 
Personal generiert.

Der Abgeordnete der Fraktion der SPD will daraufhin wissen, wann mit konkre-
ten Vorschlägen zu rechnen sei, die zu einer Verbesserung der Personalsituation 
in der Finanz- und Steuerverwaltung führten.

Die Staatssekretärin im Ministerium für Finanzen führt aus, das Finanzministe-
rium gehe sehr sparsam mit Mitteln um, und entsprechend zurückhaltend sei man 
auch mit der Anmeldung von neuen Stellen für das eigene Haus. Sofern also 
neue Stellen veranschlagt worden seien, könne dafür von einem dringenden Be-
darf ausgegangen werden, der sich durch Aufgabenmehrung ergebe. Mehr Stellen 
seien deshalb für die Bereiche Bankenregulierung, Green Finance, Haushalt, Be-
teiligungen und Steuern veranschlagt worden.

Zur Steuerverwaltung erinnert sie an die Ausführungen des Berichterstatters zum 
Einzelplan 06, dass mit dem Haushalt 2022 zur Umsetzung der Grundsteuerre-
form 175 neue Stellen geschaffen würden.

Darüber, wie die Personalausstattung in den Finanzämtern auf ein Niveau aus-
gebaut werden könne, auf dem es alle gemeinsam gern hätten, mache sich das 
Finanzministerium nicht erst jetzt, sondern schon immer Gedanken. Jedes Jahr 
würden 900 Anwärterinnen und Anwärter eingestellt und die Kapazitäten in den 
Finanzämtern, in den beiden Bildungszentren und in der Hochschule für öffent-
liche Verwaltung und Finanzen in Ludwigsburg ausgeschöpft. Insoweit gebe es 
also Konzepte. Aber einfach nur neue Stellen in den Haushalt zu schreiben helfe 
nicht dabei, tatsächlich mehr Personal zu gewinnen.

Der Abgeordnete der Fraktion der SPD macht dazu auf einen aus seiner Sicht 
logischen Fehlschluss aufmerksam. Folgte er dem Argument, dass mehr Stellen 
im Haushalt nicht für mehr Personal sorgten, hätte das Finanzministerium auch 
nicht 175 neue Stellen für die Umsetzung der Grundsteuerreform im Haushalt 
veranschlagen dürfen. Die SPD-Fraktion sehe hier nach wie vor konkreten Hand-
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lungsbedarf, stehe aber immer gern zur Verfügung, wenn es darum gehe, einen 
gemeinsamen Weg dahin zu finden, die Finanz- und Steuerverwaltung im Land 
schlagkräftiger zu machen.

Änderungsantrag 06/2 insgesamt mehrheitlich abgelehnt.

Änderungsantrag 06/4 insgesamt mehrheitlich angenommen.

Kapitel 0601 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge-
nehmigt.

Kapitel 0602

Allgemeine Bewilligungen

Der Vorsitzende ruft die Änderungsanträge 06/5 und 06/3 mit zur Beratung auf.

Ein Abgeordneter der Fraktion der FDP/DVP unterstreicht zum Änderungsantrag 
06/3 der FDP/DVP, dass seine Fraktion nicht gegen Arbeitssicherheit sei. Aber 
das Ist zum Planansatz „Durchführung des Arbeitssicherheitsgesetzes“ habe in 
den letzten Jahren nie auch nur annähernd dem Soll entsprochen.

Die Staatssekretärin im Ministerium für Finanzen erläutert, das Finanzministe-
rium gehe davon aus, dass der Ansatz realistisch sei. Er berücksichtige sowohl 
Sondereffekte durch Corona als auch die Gegebenheiten, dass im Jahr 2021 be-
stimmte Dinge, die gesetzlich vorgeschrieben seien, nicht hätten durchgeführt 
werden können und sich deshalb ins Haushaltsjahr 2022 verschöben.

Änderungsantrag 06/5 mehrheitlich angenommen.

Änderungsantrag 06/3 mehrheitlich abgelehnt.

Kapitel 0602 mit der beschlossenen Änderung mehrheitlich geneh-
migt.

Kapitel 0607 einstimmig genehmigt.

Kapitel 0608

Steuerverwaltung

Änderungsantrag 06/1 insgesamt mehrheitlich abgelehnt.

Kapitel 0608 einstimmig genehmigt.

Kapitel 0610

Landeszentrum für Datenverarbeitung

Änderungsantrag 06/6 insgesamt mehrheitlich angenommen.

Kapitel 0610 mit den beschlossenen Änderungen einstimmig ge-
nehmigt.

Kapitel 0614 einstimmig genehmigt.
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Kapitel 0615

Vermögen und Bau Baden-Württemberg

Änderungsantrag 06/7 insgesamt mehrheitlich angenommen.

Kapitel 0615 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge-
nehmigt.

Kapitel 0618 und Kapitel 0620 jeweils einstimmig genehmigt.

Kapitel 0621

Staatlicher Verpachtungsbetrieb

Änderungsantrag 06/8 einstimmig angenommen.

Kapitel 0621 mit den beschlossenen Änderungen einstimmig ge-
nehmigt.

Kapitel 0622 mehrheitlich genehmigt.

Kapitel 0623 und Kapitel 0624 jeweils einstimmig genehmigt.

8.12.2021

Tobias Wald
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